
__________________________________________________________________________________________________________________ 
   

                               OBERLANDESGERICHT MÜNCHEN 
 

__________________________________________________________________________________________________________________ 

 

Art. 5 Abs. 1, Art. 12 Abs. 1 GG, § 823 Abs. 1 BGB, § 2 Abs. 1 Nr. 3 UWG 

 

Leitsätze: 

 

1. Schutzgegenstand des Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb ist 

auch der „gute Ruf“ eines Unternehmens, das unternehmerische Ansehen, und dieses 

wird maßgeblich durch Bewertungen auf Bewertungsportalen mitbestimmt, so dass in 

einer Löschung von positiven Bewertungen auch ein Eingriff in den Schutzbereich 

liegen kann. 

 

2. Der Portalbetreiber ist nicht verpflichtet, offenzulegen, wie der von ihm eingesetzte 

Algorithmus zum Aufspüren verdächtiger, also nicht „authentischer“, sondern vom 

Arzt beeinflusster Bewertungen funktioniert. Hierbei handelt es sich um ein nicht zu 

offenbarendes Geschäftsgeheimnis des Portalbetreibers, denn wenn dem Verkehr dies 

bekannt würde, würden seitens der Ärzte bzw. seitens von diesen beauftragten Agen-

turen Umgehungsmöglichkeiten entwickelt und der Portalbetreiber würde durch die 

Offenlegung sein eigenes Geschäftsmodell gefährden. 

 

3. Eine (sekundäre) Darlegungslast hinsichtlich der Löschung von positiven Bewertun-

gen trifft den Portalbetreiber erst dann, wenn der Bewertete konkrete Anhaltspunkte 

dafür vorträgt und ggf. unter Beweis stellt, dass die Löschung nicht aufgrund eines 

begründeten Verdachts hinsichtlich der Validität der Bewertungen erfolgt ist, son-

dern entweder willkürlich oder aus sachfremden Gründen. 

 

OLG München, Urteil vom 27. Februar 2020 – 29 U 2584/19 

 

- Positive Bewertungen - 

 

 

Aktenzeichen: 29 U 2584/19 

33 O 6880/18 Landgericht München I 

 

Verkündet am 27.02.2020 

Die Urkundsbeamtin: 

 

 

IM NAMEN DES VOLKES 

 

URTEIL 
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In dem Rechtsstreit 

 

X.  

- Kläger und Berufungskläger - 

 

gegen 

 

j.  

- Beklagte und Berufungsbeklagte - 
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hat der 29. Zivilsenat des Oberlandesgerichts München durch Vorsitzenden Richter am Ober-

landesgericht Müller, Richter am Oberlandesgericht Meinhardt und Richterin am Oberlandesge-

richt Dr. Holzinger auf Grund der mündlichen Verhandlung vom 27.02.2020 

 

 

 

für Recht erkannt: 

 

I. Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Landgerichts München I vom 

16.04.2019 wird zurückgewiesen. 

 

II. Der Kläger hat die Kosten des Berufungsverfahrens zu tragen. 

 

III. Dieses Urteil und das Urteil des Landgerichts sind hinsichtlich der Kosten vorläufig 

vollstreckbar. Der Kläger kann die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in Höhe 

von 115% des vollstreckbaren Betrags abwenden, wenn nicht die Beklagte vor der 

Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 115% des zu vollstreckenden Betrags leistet. 
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Gründe: 

 

I. 

 

Der Kläger begehrt von der Beklagten die Wiederveröffentlichung von positiven Nutzerbewer-

tungen auf deren Ärztebewertungsprotal sowie Ersatz vorgerichtlicher Kosten. 

 

Der Kläger ist Zahnarzt und auf die Behandlung der […] spezialisiert. Seine Patienten kommen 

aus dem ganzen Bundesgebiet und auch aus dem Ausland. Der Kläger ist wirtschaftlich in ho-

hem Maße von einer positiven Darstellung im Internet abhängig. 

 

Die Beklagte betreibt unter www.jameda.de ein weithin bekanntes Internetbewertungsportal, 

über das die Möglichkeit besteht, öffentlich Bewertungen über die Besuche bei Ärzten, Zahn-

ärzten und anderen Leistungserbringern im Gesundheitswesen abzugeben.  In ihrer Außendar-

stellung legt die Beklagte größten Wert auf die Qualität und Authentizität der auf ihrem Inter-

netportal veröffentlichen Bewertungen (vgl. Internetausdrucke, Anlage K 1). 

 

Auch der Kläger ist im Bewertungsportal der Beklagten verzeichnet. Bis zum 28.12.2017 hatte 

der Kläger auf dem Portal der Beklagten insgesamt 60 Bewertungen und eine Gesamtnote von 

1,5 erhalten. 

 

Bis Ende des Jahres 2018 war der Kläger Vertragspartner der Beklagten („Premiumkunde“) und 

nahm das „Premium-Paket Gold“ in Anspruch (vgl. Leistungsbeschreibung, Anlage K 3). Die-

ser Status erlaubte es dem Kläger, sein – auch ohne diesen Vertrag bestehendes – Basisprofil 

auszugestalten. Mit Schreiben vom 10.01.2018 kündigte der Kläger das „Premiumpaket Gold“ 

zum Ende des Jahres 2018. Im Zeitraum 11. bis 18.01.2018 löschte die Beklagte, ohne dies dem 

Kläger anzukündigen oder diesem gegenüber zu begründen, zehn zu Gunsten des Klägers ab-

gegebene Bewertungen der Arbeit des Klägers aus ihrem Portal (vgl. Screenshot mit Stand 

11.01.2018, Anlage K 6a und Screenshot mit Stand 18.01.2018, Anlage 6b). Bis zum Zeitpunkt 

der Löschung hatten sich die Bewertungen bis zu zwei Jahre unbeanstandet im Bewertungspor-

tal der Beklagten befunden. 

 

Auch bereits vor dem 11.01.2018 sind einige positive Bewertungen des Klägers seitens der Be-

klagten gelöscht worden. 

http://www.jameda.de/
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Mit anwaltlichem Schreiben vom 16.02.2018 ließ der Kläger die Beklagte zur Wiederveröffent-

lichung der zehn gelöschten Bewertungen auffordern, was die Beklagte ablehnte. 

 

Der Kläger meint, die Beklagte habe nicht substantiiert dazu vorgetragen, weshalb sie die Be-

wertungen gelöscht habe. Die Beklagte gebe als Ergebnis ihres „Prüfsystems“ – so denn über-

haupt ein solches existiere – zu erkennen, dass sie gleichermaßen positive wie negative Bewer-

tungen lösche, ohne die Kriterien der endgültigen Entscheidung des Qualitätsmanagementsys-

tems offenzulegen oder auch nur ansatzweise zu beschreiben. Der Kläger sehe sich damit dem 

begründeten Verdacht der Willkür ausgesetzt.  

 

Indem die Beklagte die streitgegenständlichen zehn Bewertungen sachgrundlos gelöscht habe, 

habe sie sowohl eine vertragliche Nebenpflicht als auch das Recht des Klägers an seinem einge-

richteten und ausgeübten Gewerbebetrieb verletzt. Die willkürliche Löschung sei auch unlauter, 

weil sie gemäß § 5 UWG irreführend sei. 

 

Die Beklagte führt aus, sie habe nachweislich keinerlei Bewertungen des Klägers als Reaktion 

auf seine Kündigung des Premiumpakets gelöscht. Ihren Beitrag zu mehr Leistungstransparenz 

im Gesundheitswesen könne sie nur erbringen, wenn die auf ihrem Portal befindlichen Bewer-

tungen valide seien, mithin einen tatsächlichen Behandlungskontakt wiedergäben und inhaltlich 

in keiner Weise von dem behandelnden Arzt beeinflusst würden. Zur Bekämpfung von nicht 

validen Bewertungen beschäftige die Beklagte ein Qualitätsmanagementteam von 20 Mitarbei-

tern. Diese Mitarbeiter würden durch den Einsatz eines Prüfalgorithmus unterstützt. Dieser 

überprüfe laufend abgegebene Bewertungen im Hinblick auf bestimmte Kriterien, welche sich 

über die Jahre hinweg als Indizien für nicht valide Bewertungen herauskristallisiert hätten. Da-

bei komme ein „Ampelsystem“ zum Einsatz, wonach der Algorithmus Bewertungen in „rot“, 

„gelb“ und „grün“ einstufe. Rot bedeute, dass die Bewertung vom Algorithmus als klar unzu-

lässig eingestuft werde. Bei gelben Bewertungen bestehe ein Verdacht auf Manipulationen bei 

den Bewertungen. Grüne Bewertungen seien unauffällig. Da dieser Algorithmus ständig dazu-

lerne, könnten auch bereits veröffentlichte Bewertungen zu einem späteren Zeitpunkt erneut in 

den Fokus einer Prüfung geraten. Die einzelnen Kriterien, nach denen der Prüfalgorithmus ar-

beite, unterlägen dem Geschäftsgeheimnis der Beklagten. Eine Offenlegung dieser Kriterien 

würde zwangsläufig dazu führen, dass Ärzte bzw. von Ärzten eingeschaltete Agenturen ihr 

Vorgehen anpassen würden, um den Prüfalgorithmus zu umgehen. 
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Wenn sich bezüglich einzelner Bewertungen der Verdacht erhärte, dass diese manipuliert wor-

den seien, leite die Beklagte ein Prüfverfahren ein. Dieses sehe unter anderem zunächst die 

SMS-Verifikation vor. Hierdurch solle eine Rückmeldung des Verfassers der Bewertung her-

beigeführt werden, um die Validität der Bewertung in einem ersten Schritt zu prüfen. Erfolge 

keine Rückmeldung des Verfassers, werde die Bewertung gelöscht. Werde die SMS-

Verifikation erfolgreich durchgeführt, könnten noch weitere Prüfschritte erfolgen. 

 

Dass die Löschungen der zehn streitgegenständlichen Bewertungen nichts mit der Kündigung 

zu tun gehabt hätten, werde dadurch deutlich, dass die Beklagte die streitgegenständlichen Be-

wertungen bereits am 28.12.2017 in Prüfung gegeben und die SMS-Verifikation veranlasst ge-

habt habe, mithin 14 Tage bevor die Kündigung überhaupt ausgesprochen worden sei. Bei acht 

der zehn streitgegenständlichen Bewertungen sei das SMS-Verifikationsverfahren negativ ver-

laufen. Bei zwei Bewertungen seien sämtliche weiteren Versuche, mit dem Nutzer in Kontakt 

zu treten, um die Validität zu bestätigen, gescheitert. Die Beklagte habe nicht verifizieren kön-

nen, dass die streitgegenständlichen Bewertungen ihren Nutzungsrichtlinien entsprochen hätten. 

 

Eine Verletzung vertraglicher Nebenpflichten sei nicht gegeben. Der Vertrag beziehe sich aus-

schließlich auf die Ausgestaltung des Profils des Klägers und nicht auf die im Hinblick auf den 

Kläger abgegebenen Bewertungen. Ein Eingriff in den eingerichteten und ausgeübten Gewer-

bebetrieb des Klägers liege bereits deshalb nicht vor, da die Bewertungen nicht dem Gewerbe-

trieb des Klägers zuzurechnen seien. Ansprüche aus UWG kämen schon mangels Mitbewerber-

eigenschaft nicht in Betracht. 

 

 

Das Landgericht hat die Klage durch Urteil vom 16.04.2019, auf dessen tatsächliche Feststel-

lungen ergänzend Bezug genommen wird, vollumfänglich abgewiesen. 

 

Hiergegen wendet sich unter Wiederholung und Vertiefung seines erstinstanzlichen Vortrags 

der Kläger mit seiner Berufung.  

 

Der Kläger beantragt, 

 

unter Abänderung des Urteils des Landgerichts München I, Az. 33 O 6880/18, vom 16.04.2019, 
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1. die Beklagte zu verurteilen, die zehn in Anlage A zu diesem Urteil wiedergegebenen, im Zeitraum 11.-

18.01.2018 von der Beklagten gelöschten Nutzer-Bewertungen auf dem Bewertungsportal jameda.de der 

Beklagten wieder zu veröffentlichen und dort veröffentlicht zu halten, 

 

2. die Beklagte zu verurteilen, dem Kläger vorgerichtliche Anwaltskosten in Höhe von 532,20 € zuzüglich 

Zinsen hieraus in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu 

erstatten. 

 

 

 

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurückzuweisen. 

 

Im Übrigen wird auf die im Berufungsverfahren gewechselten Schriftsätze nebst Anlagen und 

auf das Protokoll der mündlichen Verhandlung vom 27.02.2020 Bezug genommen. 

 

 

II. 

 

Die Berufung ist zulässig, aber nicht begründet. Der Kläger ist durch die Löschung der positi-

ven Bewertungen nicht in seinen Rechten verletzt. 

 

1. Dem Kläger stehen gegen die Beklagte keine vertraglichen Schadensersatzansprüche zu. Die 

Beklagte hat mit der Löschung der positiven Bewertungen unabhängig davon, ob diese zu 

Recht oder zu Unrecht erfolgte, keine vertraglichen Schutzpflichten verletzt.  

 

Zwar erwachsen aus dem vertraglichen Schuldverhältnis gemäß § 241 Abs. 2 BGB auch Rück-

sichtnahme- und Schutzpflichten, insbesondere die Pflicht, sich bei Abwicklung des Schuldver-

hältnisses so zu verhalten, dass Körper, Leben, Eigentum und sonstige Rechtsgüter des anderen 

Teils nicht verletzt werden. Die hier streitgegenständliche Löschung der positiven Bewertungen 

erfolgte aber nicht in Abwicklung des Schuldverhältnisses, sondern steht mit diesem in keiner-

lei Zusammenhang. Hinsichtlich der Löschung eingestellter Bewertungen ergeben sich aus dem 

vertraglichen Schuldverhältnis keine Besonderheiten. 

 

Ausweislich der für den Inhalt der vertraglichen Hauptleistungspflichten vom Kläger vorgeleg-

ten Anlage K 3 umfasste das von ihm gebuchte Premium-Paket Gold die Option, auf jameda.de 
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ein persönliches Portraitbild, individuelle Inhalte und Bilder sowie eine eigene Praxis-

Homepage zu hinterlegen. Darüber hinaus besteht für Premium-Paket Gold Kunden die Mög-

lichkeit, Artikel im Experten Ratgeber zu publizieren und für Fachgebiete auffälliger dargestellt 

zu werden.  Zudem umfasst das Angebot, mit dem Profil bei Google auf Seite 1 gefunden zu 

werden und den Profil-Service (Erstellung & Pflege) zu genießen sowie die Online-

Terminvergabe zu nutzen. Die streitgegenständliche Löschung der Bewertungen erfolgte nicht 

bei oder im Zusammenhang mit der Erbringung dieser Hauptleistungspflichten, sondern völlig 

losgelöst und unabhängig von diesen, sodass die Löschung der Bewertungen keine Vertrags-

pflichtverletzung begründen kann. 

 

2. Die Löschung der positiven Bewertungen verletzt den Kläger auch nicht in seinen Rechten 

am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb gemäß § 823 Abs. 1 BGB. 

 

Beim Recht am eingerichteten und ausgeübten Gewerbetrieb handelt es sich um einen offenen 

Auffangtatbestand, der auch die Angehörigen freier Berufe, die eigentlich kein Gewerbe betrei-

ben, wie Zahnärzte, schützt (vgl. Palandt-Sprau, BGB, 79. Aufl., § 823 Rn. 134 m.w.N.). 

 

Schutzgegenstand des Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbetrieb ist alles, was in 

seiner Gesamtheit den Betrieb zur Entfaltung und Betätigung in der Wirtschaft befähigt und 

damit den wirtschaftlichen Wert des Betriebs als bestehender Einheit ausmacht, also nicht nur 

den Bestand des Betriebs, sondern auch einzelne Erscheinungsformen, Geschäftsideen und Tä-

tigkeitskreise, Kundenstamm und Geschäftsbeziehungen, Organisationsstruktur, Know-How 

und good will (vgl. Palandt-Sprau, a.a.O. § 823 Rn. 134 m.w.N.). Entgegen der Auffassung der 

Beklagten sind auch von Dritten auf Bewertungsportalen eingestellte Meinungen vom Schutz 

des Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbetrieb umfasst, auch wenn sie nicht vom 

Bewerteten initiiert worden sind. Schutzgegenstand des Rechts ist auch der „gute Ruf“ eines 

Unternehmens, das unternehmerische Ansehen (vgl. BGH, Urteil vom 14.01.2020, Az. VI ZR 

496/18 juris, dort Rn. 41), und dieses wird maßgeblich durch Bewertungen auf Bewertungspor-

talen mitbestimmt, so dass in einer Löschung von positiven Bewertungen auch ein Eingriff in 

den Schutzbereich liegen kann. 

 

In der Löschung positiver Bewertungen auf einem Bewertungsportal kann auch ein betriebsbe-

zogener Eingriff liegen, denn er führt zur Beeinträchtigung des Betriebs als solchem. Durch die 
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Löschung können wesentliche Geschäftsaktivitäten, wie die Kundenakquise, unmittelbar beein-

trächtigt sein (vgl. Palandt- Sprau, a.a.O. § 823 Rn. 135 m.w.N). 

 

Die Löschung der streitgegenständlichen Bewertungen stellt vorliegend aber keinen rechtswid-

rigen Eingriff in das Recht am eingerichteten und ausgeübten Gewerbetrieb des Klägers dar. 

Inhalt und Grenzen des Schutzes einschließlich der Rechtswidrigkeit des Eingriffs ergeben sich,  

entsprechend der Natur als offener Tatbestand, erst aus einer Interessen- und Güterabwägung 

mit den im Einzelfall konkret kollidierenden Interessensphären Dritter gemäß den zum allge-

meinen Persönlichkeitsrecht entwickelten Grundsätzen (Palandt- Sprau, a.a.O. § 823 Rn. 133 

m.w.N; vgl. BGH, Urteil vom 14.01.2020, Az. VI ZR 496/18 juris, dort Rn. 43). 

 

Das von der Beklagten betriebene Ärztebewertungsportal erfüllt eine von der Rechtsordnung 

gebilligte und gesellschaftlich erwünschte Funktion und der Portalbetrieb ist vom Schutzbereich 

des Art. 5 Abs. 1 GG und Art. 12 Abs. 1 GG erfasst (BGH GRUR 2016, 855, Rn. 40 –

jameda.de II; vgl. auch BGH, Urteil vom 14.01.2020, Az. VI ZR 496/18 juris, dort Rn. 46). Der 

Wert des Bewertungsportals der Beklagten hängt maßgeblich davon ab, dass es ihr entspre-

chend den von ihr selbst formulierten Ansprüchen (vgl. Anlage K 1) gelingt, manipulierte Be-

wertungen, also käuflich erworbene oder in sonstiger Weise von dem bewerteten Arzt beein-

flusste Bewertungen, von ihrem Portal zu verbannen, sei es dadurch, dass sie gar nicht erst ein-

gestellt werden, sei es dadurch, dass sie, wenn entsprechende Verdachtsmomente auftauchen, 

gelöscht werden. 

 

Entgegen der Auffassung des Klägers ist die Beklagte nicht verpflichtet, offenzulegen, wie der 

von ihr eingesetzte Algorithmus zum Aufspüren verdächtiger, also nicht „authentischer“, son-

dern vom Arzt beeinflusster Bewertungen funktioniert. Hierbei handelt es sich um ein nicht zu 

offenbarendes Geschäftsgeheimnis der Beklagten, denn wenn dem Verkehr dies bekannt würde, 

würden seitens der Ärzte bzw. der seitens von diesen beauftragten Agenturen Umgehungsmög-

lichkeiten entwickelt (vgl. Büscher, Soziale Medien, Bewertungsplattformen & Co, GRUR 

2017, 433, 441 m.w.N.). Die Beklagte könnte dann dem von ihr selbst formulierten Anspruch, 

für „echte Bewertungen“ zu sorgen, nicht mehr gerecht werden, die Plattform würde für die 

Nutzer an Wert verlieren und die Beklagte würde somit durch die Offenlegung der Prüfungskri-

terien ihr eigenes Geschäftsmodell gefährden. 
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Eine über die hier erfolgten allgemeinen Ausführungen zur Prüfung der Echtheit von Bewer-

tungen hinausgehende (sekundäre) Darlegungslast hinsichtlich der Löschung von positiven 

Bewertungen würde die Beklagte erst dann treffen, wenn der Kläger konkrete Anhaltspunkte 

dafür vorgetragen und ggf. unter Beweis gestellt hätte, dass die Löschung nicht aufgrund eines 

begründeten Verdachts hinsichtlich der Validität der Bewertungen erfolgt ist, sondern entweder 

willkürlich oder aus sachfremden Gründen. Denn bei einer willkürlichen oder auf sachfremden 

Erwägungen erfolgten Löschung der Bewertungen würden die Interessen des Klägers, durch die 

Löschung nicht in seiner Kundenakquise behindert zu werden, die dann nicht schützenswerten 

Interessen der Beklagten an der Löschung überwiegen. 

 

Ein Anhaltspunkt für die Löschung der Bewertungen aus sachfremden Motiven könnte sich 

vorliegend aus dem nahen zeitlichen Zusammenhang der Kündigung des Premium-Pakets Gold 

am 10.01.2018 seitens des Klägers und der Löschung der Bewertungen in der Zeit vom 11.-

18.01.2018 ergeben.  Insoweit trifft die Beklagte eine sekundäre Darlegungslast. Dieser ist die 

Beklagte jedoch nachgekommen, denn sie hat im Einzelnen dargestellt und unter Nennung ei-

ner der für das Qualitätsmanagement zuständigen Mitarbeiterin Beweis dafür angeboten, dass 

der Prüfalgorithmus der Beklagten die streitgegenständlichen Bewertungen schon vor Aus-

spruch der Kündigung „gelb“, also dahingehend, dass ein Verdacht auf Manipulationen bei der 

Bewertung erfolgt ist, eingestuft hat, und die Beklagte hinsichtlich der Bewertungen schon am 

28.12.2017 dem Qualitätsmanagementteam den Auftrag zur Überprüfung der Bewertungen 

erteilt hat. Der Kläger hat diesen Vortrag schon nicht substantiiert bestritten, geschweige denn 

vorgetragen und unter Beweis gestellt, dass die Bewertungen nicht schon deutlich vor Aus-

spruch seiner Kündigung als „verdächtig“ eingestuft worden seien und eine entsprechende 

Überprüfung angeordnet worden sei. Dies wäre ihm, nachdem die Beklagte zu den Umständen 

der Löschung vorgetragen und die zuständige Mitarbeiterin benannt hatte, ohne weiteres mög-

lich gewesen. Hiervon hat er jedoch abgesehen. 

 

Tatsächlich bestehen vorliegend unter Berücksichtigung des Vortrags der Beklagten, dass die 

Bewertungen schon vor der Kündigung als „verdächtig“ eingestuft worden sind und das Verifi-

kationsverfahren bereits eingeleitet worden ist, keinerlei Anhaltspunkte dafür, dass die streitge-

genständlichen Bewertungen willkürlich oder aus sachfremden Gründen gelöscht wurden. Es ist 

schon nicht ersichtlich und vom Kläger auch nicht dargelegt, welches Interesse die Beklagte 

daran gehabt haben könnte, die bestehenden Bewertungen des Klägers, bei dem es sich um ei-

nen ihrer zahlenden „Premium-Paket Gold“-Kunden handelte, ohne dass sich ein begründeter 
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Verdacht der Manipulation ergeben hätte, einer - letztlich nicht erfolgreichen – Verifikations-

prüfung zu unterziehen. 

 

Das Interesse der Beklagten und ihrer Nutzer daran, die streitgegenständlichen „verdächtigen“ 

Bewertungen zu löschen, um das sich auf der Plattform ergebende Meinungsbild nicht zu ver-

fälschen, überwiegt das Interesse des Klägers daran, nicht durch die Löschung nicht ausschließ-

bar doch valider Bewertungen in seiner Kundenakquise beeinträchtigt zu werden. 

 

3. Der geltend gemachte Anspruch auf Wiederveröffentlichung der gelöschten Bewertungen 

ergibt sich auch nicht aus § 9, § 3, § 5 Abs. 1 UWG. 

 

a) Der Anspruch besteht schon nicht, weil die Parteien keine Mitbewerber sind. Die Eigenschaft 

als Mitbewerber erfordert ein konkretes Wettbewerbsverhältnis i.S.d. § 2 Abs. 1 Nr. 3 UWG. 

Das ist gegeben, wenn beide Parteien gleichartige Waren oder Dienstleistungen innerhalb des-

selben Endverbraucherkreises abzusetzen versuchen und daher das Wettbewerbsverhalten des 

einen den anderen beeinträchtigen, das heißt im Absatz behindern oder stören kann (BGHZ 

168, 314 = NJW 2006, 3490 Rn. 14 – Kontaktanzeigen; BGH, GRUR 2012, 193 = WRP 2012, 

201 Rn. 17 – Sportwetten im Internet II); auch wenn die Parteien keine gleichartigen Waren 

oder Dienstleistungen abzusetzen versuchen, besteht ein konkretes Wettbewerbsverhältnis, 

wenn zwischen den Vorteilen, die die eine Partei durch eine Maßnahme für ihr Unternehmen 

oder das Dritter zu erreichen sucht, und den Nachteilen, die die andere Partei dadurch erleidet, 

eine Wechselwirkung in dem Sinne besteht, dass der eigene Wettbewerb gefördert und der 

fremde Wettbewerb beeinträchtigt werden kann und die von den Parteien angebotenen Waren 

oder Dienstleistungen einen wettbewerblichen Bezug zueinander aufweisen (BGH NJW 2019, 

3065 Rn. 232; BGH GRUR 2017, 918 = WRP 2017, 1085 Rn. 16 u. 19 m.w.N. – Wettbewerbs-

bezug; BGH NJW 2019, 763 = GRUR 2019, 189 = WRP 2019, 317 Rn. 58 – Crailsheimer 

Stadtblatt II).  Nicht ausreichend ist es, wenn die Maßnahme den anderen nur irgendwie in sei-

nem Marktstreben betrifft. Eine bloße Beeinträchtigung reicht zur Begründung eines Wettbe-

werbsverhältnisses nicht aus, wenn es an jeglichem Konkurrenzmoment im Angebots- oder 

Nachfragewettbewerb fehlt (BGH GRUR 2017, 918 Rn. 16 – Wettbewerbsbezug). 

 

aa) Die Parteien versuchen nicht, gleichartige Waren oder Dienstleistungen innerhalb desselben 

Endverbraucherkreises abzusetzen. Der Kläger bietet zahnärztliche Leistungen an. Die Beklagte 

betreibt ein Ärztebewertungsportal und bietet Ärzten auf diesem Präsentationsmöglichkeiten 

Hermann-Josef Omsels
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und die Nutzung einer Online-Terminvergabe über das Portal an. Es handelt sich nicht um 

gleichartige Dienstleistungen.  

 

bb) Ein konkretes Wettbewerbsverhältnis ergibt sich auch nicht aus der angegriffenen Maß-

nahme, der Löschung der streitgegenständlichen Bewertungen. Zwar wird der Kläger durch die 

Löschung in seinem Bestreben, Patienten zu akquirieren, beeinträchtigt. Da es jedoch an jegli-

chem Konkurrenzmoment zwischen den Parteien im Angebots- und Nachfragewettbewerb 

fehlt, ist diese Beeinträchtigung in dem Marktstreben des Klägers zur Begründung eines kon-

kreten Wettbewerbsverhältnisses nicht ausreichend. 

 

cc) Die Mitbewerbereigenschaft ergibt sich vorliegend auch nicht unter dem Aspekt der Förde-

rung fremden Wettbewerbs. Zwar werden andere gleichartige Leistungen wie der Kläger anbie-

tende Zahnärzte durch die Löschung der streitgegenständlichen Bewertungen mittelbar begüns-

tigt. Es handelt sich jedoch nur um eine gleichsam reflexartige Begünstigung, die nur dadurch 

eintritt, dass die Beklagte als Plattformbetreiberin, um ihr Geschäftsmodell zu erhalten, dafür 

sorgen muss, dass manipulierte Bewertungen möglichst erkannt und von dem Portal gelöscht 

werden. Die mit der aus diesen Gründen erfolgenden Löschung von Bewertungen einhergehen-

de Begünstigung der Konkurrenten desjenigen, dessen Bewertungen gelöscht wurden, reicht zur 

Begründung eines Wettbewerbsverhältnisses unter dem Gesichtspunkt der Förderung fremden 

Wettbewerbs nicht aus (vgl. Büscher, a.a.O., GRUR 2017, 433, 436). 

 

b) Der Anspruch ist aber auch deshalb nicht gemäß § 9, § 3, § 5 UWG begründet, weil der Klä-

ger nicht dargelegt und unter Beweis gestellt hat, dass die Nutzer des Portals durch die Lö-

schung der Bewertungen irregeführt werden. 

 

4. Da der geltend gemachte Anspruch nicht besteht, hat der Kläger auch keinen Anspruch auf 

Ersatz der vorgerichtlichen Anwaltskosten. 

 

  

 

 III. Zu den Nebenentscheidungen: 

 

1. Die Entscheidung über die Kosten beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO. 
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2. Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 708 Nr. 10, § 711 ZPO. 

 

3. Die Revision ist nicht zuzulassen. Die Rechtssache hat keine grundsätzliche Bedeutung 

(§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 ZPO) und auch die Voraussetzungen des § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 

ZPO liegen nicht vor.  

 

 

 

 

 

Müller Meinhardt Dr. Holzinger 

Vorsitzender Richter Richter  Richterin 

am Oberlandesgericht am Oberlandesgericht am Oberlandesgericht 


